
 

BDF-Stellungnahme zum „Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Rahmenbe-

dingungen luftsicherheitsrechtlicher Zuverlässigkeitsüberprüfungen“ 

 

 

Der BDF und seine Mitglieder begrüßen die Initiative des BMI, die Luftfahrt besser vor Angrif-

fen durch Innentäter schützen zu wollen. 

 

Eine umfassendere Nutzung von sicherheitsrelevanten Informationen durch die Abfrage bei 

weiteren Behörden und in weiteren Registern trägt zur Erhöhung der Luftsicherheit bei. Ge-

rade unter Aspekten der Gesamtbeurteilung einer Person stellt dies einen Sicherheitsgewinn 

dar. Zusätzlich möchten wir anregen, dass auch die Informationen aus der „Embargo- bzw. 

Anti-Terror-Liste“ in die ZÜP einfließen. Zugleich möchten wir darauf hinweisen, dass die 

umfassendere Überprüfung nicht zu einer längeren Verfahrensdauer führen darf. Ebenso 

darf die umfassendere Überprüfung – wie auch in der Gesetzesbegründung vorgesehen – 

nicht zu Mehrkosten für die betroffenen Unternehmen führen. Wir gehen davon aus, dass 

eine Mehrbelastung auch nicht durch die zusätzlichen Kosten beim Zollkriminalamt und der 

Bundespolizei entstehen wird. 

 

Ausdrücklich begrüßt wird die Einführung eines gemeinsamen Luftsicherheitsregisters. Die 

geplanten Vorschriften dazu gehen aber nicht weit genug. Ein solches Luftsicherheitsregister 

muss zentral erfolgen und eine Teilnahme aller Länder an einem solchen Register sollte ver-

pflichtend sein. Nur so werden der Zweck eines solchen Registers und damit seine volle 

Funktionsfähigkeit sichergestellt. So wird ein stets aktueller und bundeseinheitlicher Bestand 

an Informationen erreicht. Gleichzeitig ermöglicht dies ein „Hopping“ zwischen unterschiedli-

chen für die ZÜP zuständigen Behörden zu verhindern. Zusätzlich sollten einheitliche Maß-

stäbe für die Bewertung der Zuverlässigkeit einer Person ein solches „Hopping“ ebenso ver-

hindern, weil die Ergebnisse einer Zuverlässigkeitsüberprüfung dann identisch ausfallen 

würden, gleich von welcher Behörde sie durchgeführt wurde. Auch die Anerkennung von 

Ü2/Ü3 sollte einheitlich und verbindlich vorgegeben werden. 

 

In einem solchen zentralen Register sollte die Wirtschaft (insbesondere Luftverkehrsgesell-

schaften, Flughäfen und Sicherheitsdienstleister) einen lesenden Zugriff erhalten, um sowohl 

behörden- wie wirtschaftsseitig Aufwand zu reduzieren. Die praktische Ausgestaltung einer 

solchen Zugriffsmöglichkeit sollte in Zusammenarbeit mit Unternehmen erfolgen, um sie 

möglichst praktikabel und datenschutzrechtlich unbedenklich zu gestalten. 

 

Die im Entwurf in § 7a Abs. 6 vorgesehene Echtheits- und Richtigkeitsprüfung, die durch den 

Arbeitgeber veranlasst werden kann, stellt einen echten Sicherheitsgewinn dar. Arbeitgebern 

wird die Möglichkeit eingeräumt gefälschte oder entzogene Zuverlässigkeitsüberprüfungen 

zu erkennen. 

 

Die geplanten Änderungen zur Mitteilungspflicht von Arbeitgebern entlasten die Wirtschaft 

nicht vor unnötigen Mitteilungen. Diese unnötigen Mitteilungen wiederum stellen keinen Si-

cherheitsgewinn dar. Arbeitgeber müssen weiterhin kontinuierlich Änderungen der Tätigkeit 

melden, obwohl die neuen Tätigkeiten beim selben Arbeitgeber verrichtet werden. Das ver-

ursacht Aufwand beim Arbeitgeber. Bei Tätigkeitsaufnahme einer überprüfungspflichtigen 

Tätigkeit muss ohnehin ein ZÜP-Antrag (mit Angabe der vorgesehenen Tätigkeit) gestellt 
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werden, so dass eine gesonderte Meldepflicht, wenn überhaupt, nur im Fall bereits vorlie-

genden Überprüfungsergebnisse aus einer Vorbeschäftigung als erforderlich anzusehen ist. 

 

Über die im Gesetzentwurf hinaus genannten Vorschläge möchten der BDF und seine Mit-

glieder die Gelegenheit der Überarbeitung der die Zuverlässigkeitsüberprüfung betreffenden 

Vorschriften für weitergehende Änderungen nutzen und schlägt deshalb Folgendes vor: 

 

Die Meldepflichten nach § 7 Abs. 9a und 9b LuftSiG sollten konsolidiert werden, da hier mo-

mentan Dopplungen auftreten. Es sollte auch erlaubt sein, dass Arbeitgeber für ihre Arbeit-

nehmer Meldungen vornehmen, vorzugsweise in elektronischer Form. Dies reduziert auch 

den Verwaltungsaufwand bei den Luftsicherheitsbehörden. 

 

Zur Verbesserung der Zuverlässigkeitsüberprüfung sollte die Identifizierung des Betroffenen 

(§ 7 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 LuftSiG) obligatorisch werden. Dies würde die Vergabe von ZÜPs an 

Personen verhindern, die ihre Identität verschleiern wollen. Insgesamt wird dadurch die Vali-

dität des ZÜP-Ergebnisses und Verlässlichkeit des ZÜP-Verfahrens verbessert. 

 

Auch über den in § 7 Abs. 1 LuftSiG genannten Personenkreis hinaus sollte ein Arbeitgeber, 

unabhängig von einer behördlichen Bewertung, Zuverlässigkeitsüberprüfungen beantragen 

können dürfen, wenn ein Betroffener Einfluss auf die Sicherheit des Luftverkehrs hat. Dies 

stellt einen Beitrag zur Verbesserung der Luftsicherheit dar, da nur ein Arbeitgeber z.B. Ver-

haltensveränderungen erkennen und in den konkreten Kontext des Arbeitsumfelds einordnen 

kann. Hierzu wäre es dienlich auch die Begriffe „unmittelbarer Einfluss“ und „nicht nur gele-

gentlich“ legalzudefinieren. Dies gilt ebenso für „nicht allgemein zugängliche Bereiche“ und 

„gewöhnliche Aufenthaltsorte“. 

 

Die Zuverlässigkeitsüberprüfung sollte ausdrücklich als Verfahren zur Minimierung von In-

nentäterrisiken definiert werden, um dem Arbeitgeber die Möglichkeit zu geben, dadurch 

seiner Verpflichtung aus Nummer 11 aus dem Anhang der Verordnung (EU) 2015/1998 

(Programm zur Minimierung von Innentäterrisiken) nachzukommen. 

 

Für den Fall einer Rücknahme oder eines Widerrufs einer ZÜP sollte die sofortige Vollzieh-

barkeit als Regelfall bestimmt werden, ohne dass auf § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO Rück-

griff zu nehmen ist. Das wäre notwendig um rechtssicher und einheitlich jeweils unverzüglich 

arbeitsrechtliche Maßnahmen einleiten zu können, mindestens eine sofortige Freistellung. 

 


